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Das Betriebsverfassungsrecht ist das Schutzrecht der abhängig

Beschäftigten im Betrieb und sichert Über den Betriebsrat die Be-

teiligung der Arbeitnehmerlnnen an den Entscheidungen im Pro-

duktions- und Dienstleistungsprozeß.In Betrieben mit mindestens

fünf Arbeitnehmerlnnen kannein Betriebsrat gewählt werden, der

dann Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte gegenüber dem

Arbeitgeber / der Arbeitgeberin einfordem kann. Dieser Ausgleich

zwischen Arbeit und Kapital dient dem in der Bundesrepublik be-

stehende Modell des "sozialen Friedens" im Rahmen der sog. so-

zialen Marktwirtschaft.' Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)

von 1972 ist im Kemseit mehr als 25 Jahren unverändert in Kraft.

Damals waren Begriffe wie Globalisierung, Lean-Management und

Outsoureing noch unbekannt, Unternehmensaufspaltungen und

Fusionen standen nicht im Brennpunkt der wirtschaftlichen Ent-

wicklung und die Computerisierung und Flexibilisierung der Ar-

beitswelt steckte nochin den Kinderschuhen.? Damals bestanden
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wenig Zweifel, daß das Tarifvertragssystem in der Lage sei, aus-

reichende Regelungenfür die Arbeitsbeziehungen der Beschäftig-

“ten in den Betrieben zu bieten. Hohe Arbeitslosenzahlen und eine

neoliberale Wirtschaftspolitik haben zur Erosion des Systems der

Flächentarifverträge beigetragen. Die weitere Entwicklung ist of-

fen.3 Daherist es nicht verwunderlich, daß die gesetzliche Grund-

lage den Anforderungen der betrieblichen Praxis nicht mehr

genügt. Folgerichtig plant die Bundesregierung für diese Legisla-

turperiode eine grundlegendeNovelle des BetrVG.In der rot-grü-

nen Koalitionsvereinbarung heißt es dazu, die Mitbestimmung am

Arbeitsplatz sowie in Betrieb und Verwaltung sei zu stärken und an

die Veränderungenin der Arbeitswelt anzupassen. Der Arbeitsmi-

nister hat einen ersten Entwurf für diesen Herbst angekündigt. An-

fang 2002, rechtzeitig zu den nächstenBeiriebsratswahlen, soll die

Reform Gesstz sein. Neben einem Gesetzentwurf tut aber vor al-

lem eine gesellschaftliche Debatte not, um Unterstützung für die

Forderung nacheiner Stärkung der Arbeitnehmerinnenrechte und

der betrieblichenInteressenvertretung zu erhalten. Schonblästdie

Arbeitgeberinnen-Seite zum Angriff gegen die Bestrebungenfürei-

nen Ausbau der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates. Der

Vorschlag von Kanzler und Wirtschaftsfreund Schröder, die Be-

triebsverfassung mit Gewerkschaften und Arbeitgeberlnnen im

Bündnis für Arbeit zu verhandeln, läßt befürchten, daß am Parla-

ment vorbei ein substanzloser Kompromiß ausgehandelt werden

soll, der den Unternehmennicht wehtut. Denn auchinnerhalb der

SPD gibt es kritische Stimmen, so warnte beispielsweise der Vor-

sitzende der SPD-AG für Arbeitnehmerfragen, Ottmar Schreiner,

davor, das Bündnis als Ersatzgesetzgeber zu mißbrauchen.

Rückblick: Kampf um Mitbestimmung

Bei der Diskussion um die zukünftige Gestaltung der Betriebsver-

fassungist ein kurzer historischer Rückblick hilfreich, damit deut-

lich wird, daß Arbeitnehmerinnenrechte immer gegen den Wider-

stand des Kapitals bzw. der Arbeitgeberlnnen erkämpft werden

mußten. Der erste zaghafte Ansatz für eine gesetzliche Regelung

der betrieblichen Interessenvertretung wurde 1848 in der Frank-

furter Nationalversammlung im Rahmendes Entwurfs einer Reichs-

gewerbeordnung diskutiert bis die Versammlung von der Reaktion

aufgelöst wurde. Mit der fortschreitendenIndustrialisierung organi-

sierten sich die Beschäftigten aber trotz vieler Verbote Ende des

19. Jahrhunderts zunehmend in sog. Arbeitervereinen und Ge-

werkschaften. Die Novemberrevolution 1918/19 verhalf der Koali-

tionsfreiheit zum Durchbruch und denin den Betrieben gebildeten

Räten zu mehrEinfluß. Zwar war der Traum voneinersozialistischen

Räterepublik schnell ausgeträumt, aber im Betriebsrätegesetz von

1920 waren erstmals Beratungs- und einige wenige Mitbestim-

mungsrechte festgeschrieben. Nach der Zerschlagung der Ge-

werkschaften schalteten die nationalsozialistischen Machthaber

1934 auch die Betriebsräte gleich. Nach 1945 verabschiedete in

Westdeutschland der Bundestag 1952 ein neues BeirVG mit dem

die konservative Bundesregierung weitergehendelandesrechtliche

Vorschriften über wirtschaftliche Mitbestimmungsrechte außerKraft

setzte. Insbesondere das hessische Betriebsrätegesetz von 1948

sah weitreichende Mitbestimmungsrechte auchin wirtschaftlichen

Angelegeheiten vor. Das BetrVG 1952 klammeritedenöffentlichen

Dienst aus und ging damit vom der Gleichbehandlung aller Be-

schäftigten ab. Das Gesetz trennte Betriebsräte und Gewerk-



schaften, d. h. Gewerkschaften konnten keine eigenen Wahlvor-

schläge einreichen, ihre Rechte im Betrieb blieben zweifelhaft. Es

verpflichtete die Betriebsräte auf das Gebot der vertrauensvollen

Zusammenarbeit mit den Arbeitgeberlnnen und das Verbot des Ar-

beitskampfs und beschränkte die Mitbestimmung praktisch aufei-

nige soziale Angelegenheiten. Erst das BetrVG 1972 brachte auf

Druck von SPD und DGB einen substanziellen Ausbau der Be-

triebsverfassung unter Beibehaltung ihrer grundlegenden Struktu-
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verfassung einzubeziehen und Abgrenzungsstreitigkeiten zu ver-

meiden, sollte die Kategorie "wirtschaftliche Abhängigkeit" aus-

schlaggebendsein, wie es schonjetzt für Tarifverträge ($ 12 a TVG)

und den Zugangzu denArbeitsgerichten ($ 5 ArbGG)geregeltist.

Danebenist auch der Betriebsbegriff neu zu bestimmen, da der

Eingangs erwähnte Strukturwandel mit einerFlexibilisierung der un-

ternehmerischen Organisationsformeneinhergeht. Dies kann nach

bisheriger Rechtslage dazu führen, daß nach Betriebsteilungen der

 

ren. Im Bereich der Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten

wie z. B. der Lage der Arbeitszeit, den Modalitäten der Entgelt-

zahlung oder der Ausgestaltung von Sozialeinrichtungen kann der

Betriebsrat eine Einigung in der Einigungsstelle erzwingen, wenn

keine Betriebsvereinbarung mit dem Arbeitgeber / der Arbeitgebe-

rin zustande kommt. Die Mitbestimmungin wirtschaftlichen Ange-

legenheiten erschöpft sich weitgehend in Informations- und Bera-

tungsrechten und der Möglichkeit, nachteilige unternehmerische

Entscheidungen durch Sozialpläne abzumildern. Das BetrVG 1972

wurde schon im Juli 1990 in die DDR übernommen.

Vorschläge der Gewerkschaften

Die Gewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes(DGB)

haben im Februar 1998 einen Entwurf für ein neues BetrVG vor-

gelegt.? 1999 zog die Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG)

mit einem eigenem Papier nach,daß sich aber nicht wesentlich von

den DGB-Vorschlägen unterscheidet. Kernpunkte des DGB-Ent-

wurfs sind eine Neubestimmung derzentralen Begriffe Arbeitneh-

merln und Betrieb. Daneben geht es um die Sicherung der Be-

triebsratswahl und -arbeit, sowie die Stärkung der Mitbestim-

mungsrechte. Es fällt auf, daß der Entwurf zwar von "Arbeitneh-

merinnen" und "Arbeitnehmern"spricht, aber nur "Arbeitgeber" und

"Unternehmer" kennt. Hinsichtlich der geschlechtsneutralen For-

mulierungen muß der DGB also noch etwas üben.

Werist ArbeitnehmerlIn?

Bisher gilt der allgemeine Arbeitnehmerlnnen-Begriff, der ent-

scheidend auf die "persönliche Abhängigkeit" vom Arbeitgeber /

von der Arbeitgeberin abstellt. Die Flexibilisierung der Beschäfti-

gungsformenhat aber dazu geführt, daß immerkleinere Stamm-

belegschaften mit immer mehr fiimenfremden Personenwie z.B.

Leiharbeitnehmerlnnen und sog. Scheinselbständigen zusam-

menarbeiten. Um diese Personen mit in den Schutz der Betriebs-

Betriebsrat ersatzlos wegfällt.® Daher ist grundsätzlich ein sog.

Übergangsmandat des Betriebsrats zu normieren, damit in den

neu entstandenenBetrieben bis zu einer Neuwahl keine betriebs-

ratslosen Zeiten anbrechen. Die Arbeitgeberlnnen können durch

organisatorische Vorkehrungenfastallein bestimmen, ob ein ein-

heitlicher Betrieb oder mehrere Betriebe gegebensind. Denn nach

der Rechtsprechung soll ein einheitlicher Betrieb nur vorliegen,

wenndie Entscheidungenin mitbestimmungspflichtigen Angele-

genheiten voneiner Stelle getroffen werden.” Dies birgt die Mög-

lichkeit einer künstlichen Aufspaltung von Betrieben, die die Bil-

dung vonInteressenvertretungen unzulässig erschwert. Daherist

der Legaldefinition in 8 1 des DGB-Entwurf zuzustimmen, der im

betriebsorganisatorischen Zusammenhang, wie z.B. der gemein-

same Nutzung von Betriebsmitteln oder der Verknüpfung von Ar-

beitsabläufen, das entscheidendeKriterium sieht. Dieser Vorschlag

entzieht die Abgrenzung des Betriebsbegriffes der Disposition der

Arbeitgeberlnnen, erfaßt auch "virtuelle" Betriebe, deren Beschäf-

tigte ausschließlich von zu Hause aus per Intemet-Anschluß tätig

werden und schafft damit eine solide Grundlage für die Miitbe-

stimmung im Rahmen moderner Produktionsverhältnisse.

Anmerkungen:

1 Vgl. Agnoli, Die Transformation der Demokratie, 1967.
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Vereinfachung der Betriebsratswahl

Eine Vereinfachung des Wahlverfahrensist dringend notwendig, da

dieses zu kompliziert.ist und das Verfahren zu lange dauert. Die Ein-

zelheiten sind der Wahlordnung zu entnehmen.® Nach aktuellen

Untersuchungen hatten 1997 Kleinbetrieben mit 5 bis 20 Be-

schäftigten in Westdeutschlandlediglich 7,5 % (Ostdeutschland:

5,7 %) einen Betriebsrat und in mittleren Betrieben von 21 bis 100

Beschäftigten lag die Quote bei 37,6 % im Westen und 32,8% im

Osten.? Einfachere Wahlvorschriften würden mit Sicherheit zu ei-

ner höheren Zahl von Betriebsräten führen, denn geradein Klein-

betrieben sind die Beschäftigten mit der Einhaltung der Wahlvor-

schriften überfordert. Danebenist immer wieder zu beobachten,

daß Arbeitgeberlnnen versuchen, ihre Beschäftigten von Betriebs-

ratswahlen abzuhalten. Daher sind sämtliche Beschäftigte, die bei

der Vorbereitung, Einleitung und Durchführung der Wahltätig wer-

den, wie vom DGB vorgeschlagen, in den Kündigungsschutz ein-

zubeziehen. Zudem sollten entgegen den Vorstellungen der DAG

sämtliche SonderregelungenfürArbeiterInnen und Angestellte ent-

fallen, dasie in der heutigen Zeit anachronistisch sind und dasbis-

herige Wahlverfahren unnötig erschweren. \

DerAnteil der Frauen in den Betriebsrätenist mit ca. 24 % beiei-

ner Quote von 43 % aller Beschäftigten äußerst gering. Der DGB

schlägt daher auotierte Wahllisten vor, von denen nach einer Nach-

frist nur abgewichen werdendarf, wenn andemialls die Wahl nicht

durchgeführt werden kann. Diese Verkomplizierung der Wahl muß

wohl in Kauf genommenwerden, da es bisher nicht gelungenist,

den Frauenanteil in den Betriebsräten zu erhöhen.

Mitbestimmungsrechte stärken!

Der Kem der Betriebsverfassung sind die erzwingbaren Mitbe-

stimmungsrechte des Betriebsrats. Das zentrale Problem der

Betriebsräte ist die Beschäftigungssicherung bzw. der Perso-

nalabbau, da Unternehmen auf eine Krise schätzungsweise

zu 80% mit Kündigungen reagieren.'® Gleichzeitig haben die

Betriebsräte nach dem BetrVG keine Möglichkeit vorausdenkend

und aktiv die Beschäftigung zu sichem, denn sowohl derindividu-

elle Kündigungsschutz als auch der kollektiv geltende Sozialplan

sind letztlich auf die Entschädigung in Geld für den Verlust des

Arbeitsplatzes gerichtet. Der Betriebsrat kann meist erst danntätig

werden, wenn die unternehmerischen Entscheidungen gefallen

sind und es nur noch darum geht, die negativen Folgen für die

Beschäftigten gering zu halten. Die bekannte Folge des Perso-

nalabbaus ist steigende Arbeitslosigkeit. Eine grundlegende

Reform muß an diesem Punkt ansetzen und die Eingrifismöglich-

keiten des Betriebsrats vorverlagern, denn nur, wenn der Be-

triebsrat frühzeitig gemeinsam mit der Unternehmensführung

Alternativen entwickeln kann, besteht die berechtigte Hoffnung,

neben Personalabbau andere Lösungsmöglichkeiten durch den

Betriebsrat ins Spiel zu bringen. Das setzt voraus,die Initiativrech-

te des Betriebsrats substantiell zu stärken und es ihm beispiels-

weise zu ermöglichen, Fortbildungsmaßnahmen vorzuschlagen

und deren Umsetzung im Zweifel durch SpruchderEinigungsstel-

le durchsetzen zu können. Weiter gehört dazu die Forderung, die

Mitbestimmungsrechtein sozialen und personellen Angelegenhei-

ten auch auf die wirtschaftlichen Angelegenheiten auszudehnen

und die Unterrichtungsrechte nach & 106 BetrVG in ein echtes

Mitbestimmungsrecht umzuwandeln. Diese Mitgestaltung des
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Betriebsrats in unternehmerischen Fragen sollte die Arbeitge-

berlnnen-Seite nicht als Angriff auf die heilige Kuh "unternehmeri-

scheFreiheit" begreifen, sondern als Chance sehen, anhand der

Ideen und Vorschläge derInteressenvertretung der Beschäftigten

das eigene Managementkonzept überprüfen zu müssen. Eine sol-

che Regelung dürfte auch verfassungsgemäßsein, da das Grund-

gesetz wirtschaftsverfassungsrechtlich neutral ist.!! Die vorge-

stellten Reformbestrebungen schränken die unternehmerische

Freiheit zwar ein, aber in durchaus verfassungskonformer Weise.

Eine Verletzung des Eigentums nachArt. 14 GG scheitert an dem

fehlendenEingriff in schützenswerte Rechtspositionen der Unter-

nehmerlnnen, denn der Grundrechtsschutz erstreckt sich nur

auf den konkreten Bestand, der einem Rechtssubjekt zugeordnet

ist und nicht auf zukünftige Gewinnerwartungen und Erwerb-

schancen. Prüfungsmaßstab kann daher nur Art. 12 GG sein,

der die unternehmerische Freiheit als Teil der Berufsfreiheit

schützt.'?2 Die Beufsausübung kann nach der Rechtsprechung

des Bundssverfassungsgericht beschränkt werden, wenn die Re-

gelung vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls berücksichtigt

und verhältnismäßig ist. Der Gesetzgeber hat hier einen weiten

Gestaltungsspielraum, der dazu führt, die Gewerkschaftsvor-

schläge als verfassungskonform zu bewerten. Das Sozialstaats-

gebot und die Förderung der demokratischen Teilhabe der Be-

schäftigten am Produktionsprozeß sprechen ohnehin für eine

Stärkung der Mitbestimmung.

Ein zusätzliches Argument bietet der Vergleich mit autoritären Ar-

beitsbeziehungen in Staaten mit wenig ausgebauten Mitbestim-

mungsstrukturen im Betrieb. Denn dort ist die Arbeitsproduktivität

deutlich niedriger, was auch auf die mangelnde Arbeitnehmerln-

nenbeteiligung zurückzuführen sein soll.'3 Dagegen stellen die

historisch gewachsenenbetriebsverfassungsrechtlichen Konflikt-

lösungsmechanismen einen nicht unerheblichen positiven

Produktionsfaktor dar, der auch für die Argeitgeberinnen-Seite

berechenbarbleibt.

Damit der Betriebsrat diese erweiterten Aufgaben adäquat wahr-

nehmen kann, muß er Sachverständige einschalten können, wenn

dies erforderlich ist. Gerade zur Früherkennung von Unterneh-

menskrisen muß Betriebsrat Sachverständige rechtzeitig ohne

langwieriges Verfahren einschalten können.'* Da die Arbeitgebe-

rin diese wie auch alle weiteren Kosten der Betriebsratstätigkeit

tragen muß, sollte der Gesetzesentwurf sorgfältig begründet

werden und eine Kosten-Nutzen-Rechnung enthalten, die nicht

nur die notwendige Demokratisierung des Arbeits- und Wirt-

schaftslebens herausstellt, sondern auch die Vorteile für die Ar-

beitgeberlnnen deutlich macht.

Eine Veränderung des 8 77 Abs. 3 BetrVG, wiediesteilweise von

Arbeitgeberinnen-Seite vorgeschlagen wird,'° kommt dagegen

. nicht in Betracht. Auch SPD und Grüneerklärenbisher, daß an die-

ser Regelung nicht gerüttelt werden darf. Diese Norm stellt den

Vorrang von Tarifverträgen vor Betriebsvereinbarungen klar und

verhindert damit die Erpressung von Betriebsräten und Lohndum-

ping auf betrieblicher Ebene. Diese Regelungist Ausfluß des dua-

len Systems von Betriebsräten und Gewerkschaften in Deutsch-

land. Gewerkschaften schließenTarifverträge z. B. über Löhne und

Arbeitszeit für eine ganze Branche ab, während Betriebsräte im Be-

trieb durch Betriebsvereinbarung z. B. Fragen der Lage der Ar-

beitszeit und die Art der Lohnzahlung regeln.



Defizite der Gewerkschaftsvorschläge

Die Vorschläge der Gewerkschaften lassen einige Fragen offen.

Die zunehmende Internationalisierung der Arbeits- und Wirt-

schaftsbeziehungen - Stichwort Globalisierung - wird zu mehr

grenzüberschreitenden betrieblichen Strukturen führen, die nach

neuen Antworten verlangen. Ein nationales BetrVG wird nicht aus-

reichen, um Antworten auf internationale Herausforderungen zu

bieten und die Beschäftigten in grenzüberschreitenden Unterneh-

men ausreichend zu schützen.

Eine europäische Betriebsverfassung wäre ein Schritt in die richti-

ge Richtung, da hier ein großes Defizit besteht. Aufgrund der ge-

sellschaftspolitischen Unterschiede in den einzelnen Mitglieds-

staaten stellt das kollektive Arbeitsrecht ein sensibles Thema dar,

so daß nur eine zögerliche Bereitschaft besteht, Kompetenzenauf

die EU zu übertragen. Was die Unternehmensmitbestimmung

angeht, ist die europäische Rechtssetzung bisher nicht über

Vorschläge hinausgekommen. Hinsichtlich der betrieblichen

Mitbestimmung sieht die europäische Betriebsräte-Richtlinie

(94/45/EG)lediglich Unterrichtungs- und Anhörungsrechte in ge-

meinschaftsweit tätigen Großunternehmen vor, echte Mitbestim-

mungsrechte sind nicht normiert.'®

Es sind Zweifel angebracht, ob die Gewerkschaftsvorschläge

neue Iniormations- und Kommunikationsformen ausreichend

berücksichtigen. Zumindestist es ein Schritt in die richtige Rich-

tung, wenn der Betriebsrat nach dem DGB-Entwurf einen An-

spruch darauf hat, die betriebsüblichenInformationsmittel und -we-

ge nutzen zu können. Denn gerade in jüngster Zeit entzündeten

sich viele Streitigkeiten um die Frage inwieweit der Betriebsrat mo-

deme Kommunikationsmittel wie z. B. E-mails nutzen darf oder sich

von dem Arbeitgeber / der Arbeitgeberin auf einen Aushang am

schwarze Breit verweisen lassen muß. Viel gravierenderist aller-

dings die Frage, ob die Gewerkschaftsvorschläge ausreichen, Mit-

bestimmungsstrukturen in den neuen Betrieben der "New Eco-

nomy" im Bereich der Technologie-, Medien- und Telekommuni-

kationsbranche zu installieren. Denn der Einfluß von Gewerk-

schaften und Betriebsräten nimmtin diesem Bereich dramatisch

ab, eine Trendwendeist nicht erkennbar. Betriebsräte gibt es oft

nicht, statt dessen suchen Arbeitgeberlnneninformelle Lösungen

auf die rechtlich kein Anspruch besteht, so daß diese bei bedarf

problemlos ad acta gelegt werden können. Betriebsräte werdenin

dieser Branche wohl erst dann gewählt werden, wenn der Boom

stockt und Entlassungen drohen.

Die Beschränkungder Betriebsräte auf den einzelnen Betrieb ver-

hindert grundsätzlich die Wahrnehmung der gemeinsamen Inter-

essen der Beschäftigten innerhalb einer Branche oder eines

ganzen Wirtschaftsraumes, daher bedarf es einer besseren Ver-

zahnung derbetrieblichen mit der gewerkschaftlichen Interessen-

vertretung. In diese Richtung gehen die Vorschläge, Wirtschafts-

und Sozialräte als branchenübergreifende Informations- und Ko-

ordinationsnetzwerke zu etablieren. '7

Fazit

Der Strukturwandel in der Arbeitswelt macht eine grundlegende

Reform des BetrVG 1972 notwendig. Die Mitbestimmungsrechte

des Betriebsrats sind entscheidend zu stärken, damit sie in Zukunft

nicht leer laufen. Insbesondereist der Betriebsrat in unternehme-

rischen Fragen zu beteiligen, um frühzeitig Lösungsmöglichkeiten
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zur Beschäftigungssicherung entwickeln zu können. Eine breite

gesellschaftliche Debatte ist notwendig, um den Ausbau der Mit-

bestimmungsrechte auch gegen den Widerstand der Arbeitgebe-

rinnen durchsetzen zu können, denn die historische Entwicklung

zeigt, daß eine Konsenslösung nicht zu erwartenist. Neben der na-

tionalen Reform ist eine internationale Sicherung der Mitbestim-

mung der Beschäftigten erforderlich.

Stefan Soost, Berlin.
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